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Verzögerung bei der Bearbeitung schrift-
lich mitteilen. Nun zu den Fakten: Ge-
mäß unserer Aufzeichnungen haben Sie 
vor anderthalb Jahren sogar beantragt, in 
der Zusatzleistung nicht ermäßigt zu sein. 
Sie haben somit mit zehn Prozent Ihres 
Umsatzes den Beitrag geleistet, der schon 
vor der aktuellen Funktionsperiode vorge-
sehen war. Ihrem zwischenzeitlich einge-
brachten Antrag auf Ermäßigung konnte 
nicht entsprochen werden, da die Voraus-
setzungen hierfür nicht gegeben sind.

Ich darf Sie an dieser Stelle auch infor-
mieren, dass wir keine „Kollegen aus-
wählen, mit deren Geld wir den Wohl-
fahrtsfonds sanieren wollen“. Wir sind 
vielmehr darum bemüht, so gut wie 
möglich eine Gleichbehandlung der Ärz-
tinnen und Ärzte im Wohlfahrtsfonds zu 
erreichen. Dies ist auch der Grund, wa-
rum wir mittelfristig eine Umstellung der 
Berechnungsgrundlage von Umsatz auf 
Einkommen anstreben. Die Sanierung 
des Wohlfahrtsfonds im Sinne aller Ärz-
tinnen und Ärzte war jedenfalls dringend 
notwendig, um auch Ihnen zu ersparen, 
dass trotz immenser eingezahlter Beiträge 
in absehbarer Zeit eine Zahlungsunfähig-
keit der Pensionen droht.
Eine ausgewogene Vertretung jeder Grup-
pe von Ärztinnen und Ärzten ist übrigens 
meine Auffassung von Amtsführung. Ich 
kann auch keinerlei „Wahlärztelastigkeit“ 
in meiner Amtsführung oder in der Be-
richterstattung des Consilium erkennen, 
sondern sogar ganz im Gegenteil. Der 
Themenbereich rund um die kassenärzt-
liche Tätigkeit war im vergangenen Jahr 
mit großem Abstand dominierend, 
obwohl „nur“ etwa 20 Prozent unserer 
Ärzteschaft als Kassenärztinnen oder Kas-
senärzte tätig sind. Dem gegenüber stehen 
30 Prozent Wahlärztinnen bzw. Wahl-
ärzte und die Hälfte aller Kolleginnen 
und Kollegen in Niederösterreich ist in 
den Spitälern tätig.

Sollten Sie sich in der Ausübung Ihrer 
ärztlichen Tätigkeit in Ihrer Existenz be-
droht sehen, habe ich dafür durchaus 
Verständnis. Wenig Verständnis habe 
ich allerdings dafür, dass sie dies dem 
Wohlfahrtsfonds und auch namentlich 
mir und dem Leiter des Verwaltungs-
ausschusses zuschreiben. Die von Ihnen 
zitierten und kritisierten Details der Bei-
tragsordnung sind bereits vor unserer 
Amtsperiode entstanden. Wir arbeiten 
wie bereits erwähnt an einer Umstellung 
und erhoffen uns dadurch mehr Beitrags-
gerechtigkeit und auch bessere „Leistbar-
keit“ der Wohlfahrtsfondsbeiträge.

In Sachen Verantwortung für die von 
Ihnen empfundene Existenzbedrohung 
sollten Sie sich an die Kurienführung 
der niedergelassenen Ärzte wenden. Die-
se hat es auch heuer wieder verabsäumt, 
einen achtbaren Honorarabschluss mit 
der GKK zu verhandeln. Die Folge ist be-
kannt: In den vergangenen zehn Jahren 
hat die ärztliche Leistung etwa 25 Prozent 
ihres Wertes verloren. Ich habe davor 
mehrfach gewarnt und habe die Kurien-
führung auch aufgefordert, sich gegen 
diese wahrlich Existenz bedrohende Ten-
denz zu wehren. Kassenverhandlungen 
sind jedoch Kurienkompetenz und durch 
mich nicht zu beeinflussen.

DR. CHRISTOPH REISNER
Präsident der NÖ Ärztekammer

Sehr geehrter Herr MR Dr. 
Weintögl!

Mit großem Interesse und noch größerer 
Verwunderung habe ich Ihren Leserbrief 
im Consilium 12/09 gelesen. 
Meine persönliche Motivation für ein Ant-
wortschreiben liegt vor allem darin, Ihren, 
den nur aus Ihrer Sicht korrekten Sachver-
halt zu erläutern und zu berichtigen.

Mich zwingt Ihre fehlerhafte, die Wahr-
heit nur selektiv erwähnende Stellungnah-
me zu dem Schritt zurück in die Vergan-
genheit. 
Ich bin seit 1994 Mitglied des Verwal-
tungsausschusses des Wohlfahrtfonds. Bis 
vor wenigen Jahren glaubte auch ich, mit 
dem Fonds sei alles in Ordnung. Ich war 
trotz meiner Zugehörigkeit zur Oppositi-
on voll des Lobes:

PROTOKOLL DER SITZUNG DES 
VERWALTUNGSAUSSCHUSSES
DES WOHLFAHRTSFONDS am 
9.5.2001
Die vom Versicherungsmathematiker im 
vergangenen Jahr erfolgte Feststellung, dass 
die vorhandenen Strukturen mit hoher Si-
cherheit für die bestehenden Mitglieder, die 
derzeitigen Leistungsempfänger als auch den 
zukünftigen Beitragsleistern und Leistungs-
empfängern den Weiterbestand gewährlei-
stet, darf durch einige Graphiken untermau-
ert werden. 
Es wird festgehalten, dass die Graphiken 
auch in der Vollversammlung gezeigt und im 
Consilium veröffentlicht werden sollen.
Der Antrag MR Dr. Höhne’s um Genehmi-
gung des Jahresabschlusses zur Weiterleitung 
an die Vollversammlung wird einstimmig an-
genommen.
Weiters bedankt sich MR Höhne bei den 
Mitgliedern für die aktive Mitarbeit in diesem 
Gremium.
Dazu hält Dr. Wudy fest, dass er im Namen 
seiner Fraktion dem Team und den Ange-
stellten für die gute Arbeit dankt und darü-
ber hinaus fraktionsübergreifend feststellten 
muss, dass der NÖ Wohlfahrtsfonds ganz 
klar sehr gut dasteht.

Leider zeigte es sich erst vor wenigen Jah-
ren, dass der Fonds bei Weitem nicht 
„sehr gut“ dasteht, sondern, dass er akut 
gefährdet ist. Alle damaligen Warnungen 
wurden ignoriert und mit Teilen von Gut-
achten vom Tisch gewischt.

LESER-
BRIEFE
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Dr. Max Wudy

Der RH kritisierte, dass die auszugsweise 
Darstellung eines Gutachtens nicht geeignet 
war, die Vollversammlung über die Notwen-
digkeit zukünftiger Maßnahmen zu informie-
ren. Er empfahl, die zuständigen Gremien 
künftig über Gutachten zu informieren sowie 
entscheidungsrelevante Feststellungen und 
zugrunde gelegte Annahmen offen zu legen.
Sie behaupten, die Gutachten zwischen 
1994 und 1998 wären den Funktionären 
nicht bekannt gewesen. Hier trügt Sie Ihre 
Erinnerung. Über sämtliche Gutachten 
wurde zusammenfassend im Verwaltungs-
ausschuss, dessen Mitglied Sie zu dieser 
Zeit als Präsident waren, als auch in der 
Vollversammlung berichtet. Leider waren 
gerade diese Berichte nicht dazu ange-
tan, die Probleme des Fonds aufzuzeigen, 
obwohl in den Gutachten, wie ich erst 
nachträglich feststellen musste, sehr wohl 
die zukünftigen Probleme angesprochen 
wurden. Dass gerade Sie diese Gutachten 
nicht gekannt haben, ist nicht vorstell-
bar, wurden doch in Ihrem Beisein die 
Beschlüsse für die Vergabe der Gutach-
ten gefasst. Wahr ist allerdings, dass der 
Opposition diese Gutachten nie vorgelegt 
wurden, Anträge auf Einsicht in diese wur-
den sowohl im Ausschuss als auch in der 
Vollversammlung mehrheitlich abgelehnt. 
Dies können Sie jederzeit in den Wohl-
fahrtsfonds- und Vollversammlungsproto-
kollen der letzten 16 Jahren nachlesen.
Nach den bis vor einem Jahr gültigen 
Satzungen hätte ich in 5 Jahren mit über 
1.400 Euro Grundleistung monatlich mei-
ne Pension antreten können. Nach der Re-
form muss ich nun noch 10 Jahre auf mei-
nen Pensionsantritt warten und bekomme 
dafür um über 200 Euro weniger Pension. 
Und trotzdem habe ich im Februar 2008 
aus voller Überzeugung für die Reform 
des Wohlfahrtsfonds gestimmt, möchte 
ich doch, dass der Fond mich überlebt 
und nicht ich den Fond.
Gestatten Sie mir noch ein paar persön-
liche Worte zu Ihrer zweiten fruchtbaren 

Tätigkeit, der des Weinimporteurs. Prinzi-
piell kann ich daran nichts Schlechtes se-
hen. Auch mit dem Beruf des Arztes ist dies 
sehr wohl vereinbar. Nicht vereinbar damit 
ist die gesundheitsgefährdende, markt-
schreierische Werbung für Ihren Wein. 
Unter dem Titel „2 Neue Studien bewei-
sen abermals, Rotwein ist gesund“, z.B. in 
„Arzt und Patient“, liest man Ungeheuer-
liches. In einer als redaktioneller Artikel 
getarnten bezahlten Werbung wird glatt 
behauptet, dass der Genuss Ihres Weines 
während der Schwangerschaft keine 
schädlichen Auswirkungen auf das unge-
borene Kind hat. Hier zitiere ich wörtlich: 
„Im Gegensatz dazu hinterlässt Rotwein 
keine Negativfolgen – das haben wir an 
Labortests mit trächtigen Mäusen ermit-
telt“. Vielleicht ist Ihnen nicht bekannt, 
dass Alkohol in der Schwangerschaft jähr-
lich allein im deutschsprachigen Raum 
pro Jahr mehr behinderte Kinder verant-
wortet als Contergan zu allen Zeiten welt-
weit verursacht hat. 
Sicher bekannt ist Ihnen aber die Tatsa-
che, dass Contergan gerade deshalb in 
der Schwangerschaft so beliebt war, weil 
im Tierversuch die teratogene Wirkung 
ausgeschlossen wurde. Dabei gab es Lab-
ortests nicht nur an trächtigen Mäusen, 
sogar an trächtigen Kaninchen wurde 
dieses Medikament getestet. Die Folgen 
sind bekannt. 
Mit dieser menschenverachtenden, nur 
profitmaximierenden Werbung für „Dr. 
Weintögls Kraftlackl“ haben Sie sich 
selbst aus der Ärzteschaft, deren oberste 
Maxime das „Primum nihil nocere“ ist, 
ausgeschlossen.
Sie wünschen in Ihrem Brief „für die Zu-
kunft eine ethisch und moralisch hochste-
hende Kammerführung, wie sie der Ärz-
testand verdient.“ Ihr Wunsch ist bereits 
im Frühjahr 2007 in Erfüllung gegangen.

DR. MAX WUDY
dr.wudy@maxwudy.at

Danke Herr Präsident Dr. 
Weintögl!

Sie haben im Consilium 12/09 in einem 
Leserbrief Ihre Sehensweise und Ihren 
Beitragsverlauf zur Zusatzleistung dar-
gestellt. Ob es sich bei den genannten 
Zahlen tatsächlich um Ihre persönliches 
Einzahlungsverhalten handelt, kann ich 
nicht feststellen, da mir – und das ist gut 
so – eine Überprüfung ohne Ihre Erlaub-
nis nicht möglich ist. 

Ich greife aber Ihr Beispiel auf und habe 
mir erlaubt, aus der Grafik die Einzelsum-
men durch Messung der Säulen abzuneh-
men und einer finanzmathematischen 
Berechnung zuzuführen.  

Ich sehe, dass Ihre Meinung feststeht 
und möchte Sie durch nachstehende 
Tatsachen auch nicht verwirren - aber 
zum Nachrechnen und Nachdenken 
einladen.

Der Rentenbeginn wurde aufgrund des 
dargestellten Beitragsverlaufs (Ende der 
Beitragszahlung 2004) auf die Mitte des 
Jahres 2005 gelegt. Zusätzlich zu den so 
ermittelten eingezahlten Beiträgen wur-
den die Zinsgutschriften aufgrund der 
tatsächlich vom WFF erzielten Nettoren-
dite der Jahre 1975 bis 2008 und einer 
Nettorendite von 4 % für alle übrigen 
Jahre berücksichtigt, so dass sich bei Ren-
tenbeginn ein „angespartes“ Kapital von 
rd. € 638.000,- ergibt (dies entspricht ei-
ner jährlichen Durchschnittsverzinsung 
von 4,3 %). Dieser Kontostand reicht 
für Rentenzahlungen von rd. € 740.000,- 
aus. Wenn man nun in Erinnerung ruft, 
dass von dieser Summe im ersten Jahr  
11,2 % ausbezahlt werden, in jedem wei-
teren Jahr von der Restsumme zuzüglich 
einer angenommenen Rendite von netto 
4 % wiederum 11,2 % und die Folgejahre 
auch so weiter, dann – ja dann ergibt sich 
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